Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen Nr. COMM-C2/01/2013
Strukturförderung für europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), und für Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ (2014-2020)
ACHTUNG:
Die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen gilt vorbehaltlich 
· der endgültigen Annahme der Verordnung über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020 (nachstehend als „das Programm“ bezeichnet) durch den Gesetzgeber ohne wesentliche Änderungen, 
· einer befürwortenden Stellungnahme oder des Verzichts auf Einwände durch den mit der Verordnung über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ eingesetzten Ausschuss, 
· der Bereitstellung der im Haushaltsentwurf 2014 vorgesehenen Mittel nach Feststellung Haushaltsplans 2014 durch die Haushaltsbehörde oder im Rahmen der Regelung der vorläufigen Zwölftel.
Das Programm bildet die Rechtsgrundlage für die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen.
1.
 ZIELE 
1.1. Allgemeine Programmziele
Im Rahmen des globalen Ziels einer bürgernäheren Gestaltung der Union umfasst das Programm die folgenden allgemeinen Ziele:
· Verbesserung des Informationsstands der Bürgerinnen und Bürger über die Europäische Union, ihre Geschichte und Vielfalt,
· Stärkung der europäischen Bürgerschaft und Schaffung besserer Voraussetzungen für eine demokratische Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene.
1.2. Einzelziele
Zu den Einzelzielen des Programms gehört Folgendes: 
· Anregung von Debatten, Reflexion und Vernetzung, um das Geschichtsbewusstsein zu stärken und eine Sensibilisierung für die gemeinsame Geschichte und die gemeinsamen Werte sowie das Ziel der Europäischen Union, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern, herbeizuführen,

· Stärkung der demokratischen Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene, indem den Bürgerinnen und Bürgern der politische Entscheidungsprozess in der EU nähergebracht wird und Möglichkeiten für gesellschaftliches und interkulturelles Engagement und Freiwilligentätigkeit auf EU-Ebene gefördert werden.

1.3. Thematische Prioritäten
Für das Jahr 2014 wurden die folgenden thematischen Prioritäten angenommen:
Programmbereich 1: Europäisches Geschichtsbewusstsein
Gemäß Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union ist es das Ziel der Union, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern. 
In diesem Zusammenhang werden durch das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ Organisationen unterstützt, die sich mit den Ursachen für das Bestehen totalitärer Regime in der neueren Geschichte Europas sowie mit der Reflexion über sonstige entscheidende Momente und Bezugspunkte in der jüngeren europäischen Geschichte auseinandersetzen. Zu den historischen Ereignissen, die es im Jahre 2014 insbesondere zu begehen gilt, zählen der 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs, der 25. Jahrestag des Falls der Berliner Mauer und zehn Jahre Erweiterung der Europäischen Union um die Länder Mittel- und Osteuropas. 
Programmbereich 2: Demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung 
Vom 22. bis 25. Mai 2014 finden in allen Mitgliedstaaten die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Es werden die ersten Wahlen sein, die nach den Regeln des Vertrags von Lissabon abgehalten werden, der gemäß Artikel 11 EUV die Rolle der EU-Bürger als politische Akteure stärkt.
Im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ werden demzufolge Organisationen unterstützt werden, die sich um Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in das demokratische Leben der EU – von der Demokratie vor Ort bis zur umfassenden Bürgerbeteiligung an der Unionspolitik – bemühen. 
2. ZWECK DER AUFFORDERUNG
Zweck der Aufforderung ist die Auswahl von Organisationen, die sich für Europa engagieren und mittels ihrer ständigen, normalen und regulären Tätigkeiten einen spürbaren Beitrag zu den Zielen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ leisten, die unter den Punkten 1.1 und 1.2 genannt sind.
Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen betrifft die strukturelle Unterstützung (auch als Beitrag zu den Betriebskosten oder Betriebskostenzuschuss bezeichnet) von Einrichtungen, die Ziele verfolgen, die von allgemeinem europäischem Interesse sind, um das europäische Geschichtsbewusstsein (Programmbereich 1) zu stärken oder das demokratische Engagement und die Bürgerbeteiligung (Programmbereich 2) zu fördern. Es sollen diejenigen Betriebskosten kofinanziert werden, die einer Einrichtung das eigenständige Bestehen und die Durchführung von Tätigkeiten ermöglichen, die in ihrem jährlichen Arbeitsprogramm vorgesehen sind. Diese Tätigkeiten müssen mit den satzungsgemäßen Zielen der Einrichtung im Einklang stehen und einen Beitrag zur Ausarbeitung und Umsetzung eines oder mehrerer der Programmziele leisten.
Unterstützung wird im Anschluss an die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen in Form von Rahmenpartnerschaften über den Zeitraum von vier Jahren (2014-2017) gewährt. Bei den Rahmenpartnerschaften handelt es sich um Kooperationsmechanismen, die zwischen einer bestimmten Organisation und der Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur festgelegt werden.
 
Auf Grundlage dieser Rahmenpartnerschaften werden für jedes Jahr Beiträge zu den Betriebskosten gewährt. 
3.
ZULASSUNGSKRITERIEN
Anträge, die die nachstehenden Kriterien erfüllen, werden einer eingehenden Bewertung unterzogen.
3.1.
Formale Kriterien
Es werden ausschließlich Vorschläge berücksichtigt, die in einer der EU-Amtssprachen und unter Verwendung des vollständig ausgefüllten, unterzeichneten und zum festgelegten Termin eingereichten offiziellen Online-Antragsformulars vorgelegt werden.
Dem Antragsformular sind alle weiteren darin aufgeführten Unterlagen beizufügen.
Als zulässig gelten Anträge, die
a) die unter den Punkten 4 und 5 dieser Aufforderung aufgeführten Voraussetzungen erfüllen,
b) bis 20. Dezember 2013 um 12.00 Uhr (mittags, Brüsseler Zeit) vorgelegt werden,
c) unter Verwendung des offiziellen Antragsformulars (siehe Punkt 13) gestellt wurden, das vollständig ausgefüllt wurde,
d) vom gesetzlichen Vertreter der Organisation unterzeichnet wurden,
e) einen ausgeglichenen Finanzplan in Bezug auf Einnahmen und Ausgaben aufweisen,
f) die Finanzierungsbedingungen der Aufforderung gemäß Punkt 5 erfüllen.
3.2
Förderfähige Länder 
Zulässig sind Anträge von Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit und Sitz in einem der EU-Mitgliedstaaten:
a) EU-Mitgliedstaaten: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern,
b) Anträge aus anderen Ländern (d. h. den EFTA-Staaten, den Beitrittsländern, den Kandidatenländern oder potenziellen Kandidatenländern) sind zulässig, sofern diese Länder im Verlauf des Jahres 2014 eine Vereinbarung mit der Europäischen Kommission unterzeichnet haben. In diesem Fall können sich Antragsteller aus diesen Ländern bis zum 31. Dezember 2014 für eine dreijährige Rahmenpartnerschaft im Zeitraum 2015-2017 bewerben. 
3.3 
Förderfähige Antragsteller 
3.3.1.
Arten von Organisationen
Um im Rahmen einer Partnerschaft förderfähig zu sein, müssen die Organisationen in eine der folgenden Kategorien fallen:
A. Organisationen der Zivilgesellschaft zur Stärkung des europäischen Geschichtsbewusstseins (Programmbereich 1):

Organisationen, die Maßnahmen durchführen, die sich mit den Ursachen für das Bestehen totalitärer Regime in der neueren Geschichte Europas (insbesondere des Nationalsozialismus, der den Holocaust zur Folge hatte, sowie des Faschismus, des Stalinismus und der totalitären kommunistischen Regime) und dem Gedenken an ihre Opfer befassen. 

Organisationen, die Maßnahmen im Zusammenhang mit sonstigen entscheidenden Momenten und Bezugspunkten in der jüngeren europäischen Geschichte durchführen.

Organisationen, die sich für die gemeinsamen Werte der EU einsetzen: Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger für die Bedeutung der Aufrechterhaltung und Förderung demokratischer Werte in Europa, beispielweise durch das Gedenken an europäische Persönlichkeiten wie die Gründungsväter des europäischen Einigungswerks oder andere Personen, die in späteren Phasen einen wesentlichen Beitrag zum europäischen Aufbauwerk geleistet haben.
B. Zivilgesellschaftliche Organisationen, die auf europäischer Ebene tätig sind (Programmbereich 2):

Dachverbände, Netzwerke und andere zivilgesellschaftliche Organisationen, die im Interesse der Stärkung der demokratischen Bürgerbeteiligung auf der Ebene der EU tätig sind, indem sie den Bürgerinnen und Bürgern den politischen Entscheidungsprozess in der EU näherbringen und Möglichkeiten für gesellschaftliches Engagement auf EU-Ebene fördern.
C. Europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks) (Programmbereiche 1 und 2):

Diese Organisationen stellen eine Verbindung zwischen Forschung und Politik auf europäischer Ebene her. Sie tragen zur Problemlösung bei und fördern den Austausch zwischen Wissenschaftlern, Intellektuellen und Entscheidungsträgern. Die Aufforderung richtet sich an Think-Tanks, die im Wesentlichen mit den Zielen und Schwerpunkten des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ befasst sind, deren Tätigkeiten nicht nur Forschungszwecken dienen und die sich nicht ausschließlich an Fachleute richten. Inhaltlich bezieht sich das auf beide Bereiche.
D. Plattformen europaweiter Organisationen (Programmbereich 2):
Die Besonderheit dieser Plattformen besteht darin, dass ihre Mitglieder selbst Dachverbände (Plattformen) auf europäischer Ebene sind. Diese europaweiten Plattformen vertreten eine große Zahl von Unionsbürgern und decken ein breites politisches Spektrum ab.
3.3.2.  Förderfähige Organisationen
Um einen Beitrag zu den Betriebskosten erhalten zu können, dürfen Organisationen mit Ziel von allgemeinem europäischen Interesse
a) keinen Erwerbszweck verfolgen und müssen
b) entsprechend ihrer Satzung oder Aufgabenbeschreibung im Bereich der europäischen Bürgerschaft eine aktive Rolle spielen (europäisches Geschichtsbewusstsein und demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung) und einer der oben genannten Organisationsarten angehören,
c) seit mindestens vier Jahren (zum Zeitpunkt der Vorlage ihres Antrags) in einem förderfähigen Land rechtmäßig niedergelassen sein und über Rechtspersönlichkeit verfügen,
d) ihren Tätigkeiten in förderfähigen Ländern nachgehen,
e) über die folgende geografische Reichweite verfügen: 
· Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene (Gruppe B) und Organisationen der Zivilgesellschaft für europäisches Geschichtsbewusstsein (Gruppe A) müssen Mitglieder oder Tätigkeiten in mindestens 12 förderfähigen Ländern nachweisen können, 
· Plattformen europaweiter Organisationen (D) müssen mindestens 20 Dachverbände als Mitgliederorganisationen haben, die jeweils über Mitglieder in mindestens 15 Mitgliedstaaten verfügen und zusammen sämtliche 28 Mitgliedstaaten abdecken müssen,
· europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), benötigen für die Förderfähigkeit keine besondere geografische Reichweite. 
Privatpersonen und öffentliche Einrichtungen sind nicht zur Teilnahme an dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen befugt.
3.4.
Förderfähige Tätigkeiten
Der Antragsteller muss mit seinen Tätigkeiten einen spürbaren Beitrag zur Entwicklung und Umsetzung der allgemeinen Ziele und der Einzelziele des Programms leisten. 
Der Antragsteller muss die folgenden Unterlagen vorlegen:
- ein strategisches Arbeitsprogramm für vier Jahre ab 2014 und
- ein ausführliches Jahresarbeitsprogramm für 12 Monate ab 2014.
Das strategische Arbeitsprogramm der antragstellenden Organisation muss Aufschluss über die satzungsgemäßen Tätigkeiten geben, darunter die Durchführung von Konferenzen, Seminaren und Rundtischgesprächen sowie Repräsentation, Öffentlichkeitsarbeit, Valorisierung und weitere regelmäßige europäische Aktivitäten, die mit den Tätigkeiten im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ in Verbindung stehen.
3.5.
 Förderzeitraum 
Die Partnerschaftsrahmenvereinbarung wird für die Dauer von vier Jahren geschlossen. Bei den spezifischen jährlichen Finanzhilfen muss der Förderzeitraum dem Geschäftsjahr des Antragstellers entsprechen, das aus den bescheinigten Jahresabschlüssen der Organisation hervorgeht. 
Ist das Geschäftsjahr eines Antragstellers nicht mit dem Kalenderjahr identisch, so setzt der Förderzeitraum mit dem Beginn des Geschäftsjahres 2014 ein.
4. GEWÄHRUNGSKRITERIEN
Bei der Bewertung der Anträge werden die folgenden Gewährungskriterien zugrunde gelegt:
· Übereinstimmung mit den Zielen des Programms und der Programmbereiche: 30 %
· Eignung des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms für die Ziele des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“.
· Das Arbeitsprogramm der Organisation muss einen Beitrag zur Umsetzung der Ziele des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ leisten.
· Das Tätigkeitsprofil des Antragstellers muss den Zielen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ entsprechen.
· Qualität des Tätigkeitsplans/Arbeitsprogramms: 30 %
· Das vorgeschlagene Arbeitsprogramm muss dazu geeignet sein, die Ziele der Organisation zu erreichen.
· Kohärenz: Übereinstimmung zwischen den einzelnen Zielen der vorgeschlagenen Tätigkeiten und Ausrichtung der vorgeschlagenen Leistungen und Ressourcen auf die Ziele.
· Effizienz: Die Ergebnisse müssen mit einem vertretbaren Kostenaufwand erzielt werden können.
· Die Arbeitsprogramme müssen eine klar umrissene europäische Dimension beinhalten. 
· Vorrang erhalten Organisationen, die neue Arbeitsmethoden verwenden oder innovative Tätigkeiten vorschlagen.
· Verbreitung: 15 %
· Organisationen, die Beiträge zu den Betriebskosten erhalten, müssen die erforderlichen Anstrengungen zur Nutzung und Verbreitung ihrer Ergebnisse unternehmen. 
· Mit dem vorgeschlagenen Arbeitsprogramm muss insofern ein Multiplikatoreffekt verbunden sein, als es sich an ein breiteres Publikum als die unmittelbaren Projektteilnehmer richtet.
· Es muss ein realistischer und praxisorientierter Verbreitungsplan vorliegen, um einen wirksamen Transfer und Austausch der im Arbeitsprogramm vorgesehenen Ergebnisse zu ermöglichen.
· Wirkungsentfaltung und Bürgerbeteiligung: 15 %
· Die Zahl der Partner, Teilnehmer, Beiträge zur Politikgestaltung und beteiligten Länder muss ausreichend groß sein, um eine tatsächliche europäische Reichweite des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms zu gewährleisten.
· Wirkungsentfaltung: Das Arbeitsprogramm muss auf die Verwirklichung der darin enthaltenen Zielsetzungen ausgerichtet sein, insbesondere mit Blick auf konkrete Beiträge zur Politikgestaltung.
· Nachhaltigkeit: Das vorgeschlagene Arbeitsprogramm ist auf Langzeitwirkungen auszurichten.
· Mit dem vorgeschlagenen Arbeitsprogramm müssen die Teilnehmer die Möglichkeit erhalten, sich bei den Maßnahmen und zu den angesprochenen Themen aktiv einzubringen.
· Es ist eine ausgewogene Verteilung zwischen Bürgerinnen und Bürgern, die bereits in Organisationen/Einrichtungen aktiv sind, und bislang Unbeteiligten anzustreben.
· Vorrang erhalten Organisationen, die Bürgerinnen und Bürger aus unterrepräsentierten oder benachteiligten Gruppen einbeziehen.
· Ausmaß, in dem der mangelnde Zugang zu Finanzmitteln die Durchführung des Arbeitsprogramms verzögert (10 %)
· Im Arbeitsprogramm ist eine ausführliche Analyse der Entwicklung der Ausgaben und aller Kofinanzierungspläne in den vergangenen drei Jahren vorzunehmen. 
· Aus den Vorschlägen muss hervorgehen, dass weitere ausreichende Finanzierungsquellen vorhanden sind, um die Durchführung des Arbeitsprogramms sicherzustellen.
· In den Vorschlägen ist aufzuzeigen, in welchem Umfang der beantragte Beitrag für die Durchführung des Arbeitsprogramms erforderlich ist.
· In den Vorschlägen ist aufzuzeigen, inwieweit eine sofortige Durchführung des Arbeitsprogramms erforderlich ist, um die Ziele der Aufforderung umzusetzen und/oder inwiefern eine spätere Durchführung in dieser Hinsicht mit nachteiligen Folgen verbunden wäre.
5.  FINANZIERUNGSBEDINGUNGEN 

Eine EU-Finanzhilfe bildet einen Anreiz für die Durchführung von Maßnahmen, die ohne finanzielle Unterstützung durch die Union nicht realisiert werden könnten, und beruht auf dem Grundsatz der Kofinanzierung. Sie ergänzt den finanziellen Eigenbeitrag der antragstellenden Organisation und/oder nationale, regionale oder private Finanzhilfen, die möglicherweise gewährt wurden.
Mit der Bewilligung eines Antrags ist nicht die Verpflichtung verbunden, eine Finanzhilfe in der vom Antragsteller beantragten Höhe zu gewähren. Darüber hinaus darf der bewilligte Betrag den angeforderten Betrag in keinem Fall überschreiten. Die Gewährung einer Finanzhilfe ist nicht mit einem Anspruch für nachfolgende Jahre verbunden.
Eine EU-Finanzhilfe darf 70 % der vorläufigen förderfähigen Ausgaben bei keiner Organisationsart überschreiten; eine Ausnahme bilden die Plattformen europaweiter Organisationen (siehe Punkt 3.3.1), für die die Obergrenze bei 90 % liegt.
Im Übrigen gestaltet sich die maximale Finanzhilfe für die einzelnen Organisationsarten wie folgt:
	Art 
	Mindestbetrag
	Höchstbetrag 
	Maximaler Kofinanzierungssatz 

	A. Organisationen der Zivilgesellschaft zur Stärkung des europäischen Geschichtsbewusstseins (Programmbereich 1)
	60 000 EUR
	200 000 EUR
	70 %

	B. Organisationen der Zivilgesellschaft, die auf europäischer Ebene tätig sind (Programmbereich 2)
	60 000 EUR
	200 000 EUR
	70 %

	C. Europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks) (Programmbereiche 1 und 2)  
	60 000 EUR
	350 000 EUR
	70 %

	D Plattformen europaweiter Organisationen (Programmbereich 2)
	60 000 EUR
	600 000 EUR


	90 %


Das Ziel ist, ca. 8 Organisationen im Programmbereich 1 „Europäisches Geschichtsbewusstsein“ und 26 Organisationen im Programbereich 2 „Demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung“ des Programms Europa für Bürgerinnen und Bürger auszuwählen.
5.1. Vertragsbedingungen 
Nach Bewilligung eines Antrags gehen dem Antragsteller in Abhängigkeit von dem Ort, an dem er rechtmäßig niedergelassen ist, entweder ein Partnerschaftsrahmenbeschluss und ein Finanzhilfebeschluss oder eine Partnerschaftsrahmenvereinbarung und eine Finanzhilfevereinbarung zu.
· Mit der Rahmenpartnerschaft wird ein langfristiger Kooperationsmechanismus zwischen der Kommission und ihren Partnern formalisiert (vgl. Punkt 3.1). Sie kann mittels eines Partnerschaftsrahmenbeschlusses oder einer Partnerschafts​rahmenvereinbarung geregelt werden.
· Auf Grundlage des Partnerschaftsrahmenbeschlusses/der Partnerschafts​rahmen​vereinbarung werden spezifische jährliche Finanzhilfen gewährt, und zwar auf Grundlage eines Finanzhilfebeschlusses oder einer Finanzhilfevereinbarung:
· Der Finanzhilfebeschluss ist eine einseitige Rechtshandlung, mit der dem Empfänger eine Finanzhilfe gewährt wird. Anders als bei der Finanzhilfevereinbarung braucht der Begünstigte den Finanzhilfebeschluss nicht zu unterzeichnen und kann unmittelbar nach Eingang/Mitteilung mit der Maßnahme beginnen. Der Finanzhilfebeschluss trägt somit zur Beschleunigung des Verfahrens bei. Der Finanzhilfebeschluss richtet sich an in der EU niedergelassene Begünstigte.
· Die Finanzhilfevereinbarung ist vom Begünstigten zu unterzeichnen und unverzüglich an die EACEA zurückzusenden. Die EACEA unterzeichnet als letzte Partei. Die Finanzhilfevereinbarung richtet sich an Begünstigte mit Sitz außerhalb der EU.
Ein Muster des Finanzhilfebeschlusses bzw. der Finanzhilfevereinbarung findet sich auf der folgenden Website: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Die allgemeinen Bedingungen für Finanzhilfebeschlüsse/Finanzhilfevereinbarungen sind im Dokumentenregister auf der Homepage der EACEA einzusehen: http://eacea.ec.europa.eu/index_de.php. 
6. HAUSHALT
Für die vierjährigen Rahmenpartnerschaften (2014-2017) steht eine Finanzausstattung in Höhe von insgesamt 27,04 Mio. EUR zur Verfügung. Etwa ein Drittel davon ist für europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), vorgesehen.
Die für 2014 vorgesehene Finanzausstattung für spezifische jährliche Finanzhilfen beträgt insgesamt 6,76 Mio. EUR. Die Europäische Kommission beabsichtigt, im Rahmen dieser Aufforderung Finanzhilfen für 34 Organisationen bereitzustellen.  
Die strukturelle Unterstützung wird unter Posten 16 02 01 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union vergeben.
Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, nicht alle verfügbaren Mittel zu vergeben.
7. ANTRAGSFRISTEN/ANTRAGSVERFAHREN
Die Frist für die Abgabe der Anträge endet am 20. Dezember 2013 um 12.00 Uhr (mittags, Brüsseler Zeit). 
Ausführliche Informationen zum Antragsverfahren können unter folgender Adresse abgerufen werden: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Für die Antragstellung ist das aktuelle elektronische Formular (eForm) für Finanzhilfeanträge zu verwenden. Es sind alle Datenfelder des elektronischen Formulars auszufüllen. 
Zusätzlich sind dem elektronischen Formular die folgenden Dokumente anzufügen:  
· Ehrenwörtliche Erklärung, die mit der Unterschrift der/des bevollmächtigten Vertreterin/Vertreters der antragstellenden Organisation versehen ist,
· vollständiger ausgefülltes Formular für den Finanzplan,

· vollständiger ausgefülltes Formular „Rechtsträger“

· Formular „Finanzangaben“

Anträge, die als Papierausdruck auf dem Postweg, per Fax oder E-Mail eingereicht werden, werden NICHT zur Bewertung zugelassen. 

Die Europäische Kommission und die Exekutivagentur behalten sich das Recht vor, jederzeit gegebenenfalls benötigte zusätzliche Informationen anzufordern.
Alle Unterlagen sind in elektronischem Format unter der folgenden Adresse einzureichen/hochzuladen: 
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Für eine Finanzhilfe werden nur Anträge in Betracht gezogen, die die Zulassungskriterien erfüllen. Antragsteller, deren Antrag als nicht förderfähig eingestuft wurde, werden schriftlich über die Gründe für die Ablehnung informiert.
Vor Ablauf des Auswahlverfahrens kann zu Entscheidungen über einzelne Anträge keine Auskunft gegeben werden. Die Ergebnisse des Auswahlverfahrens werden im Frühjahr 2014 unter der folgenden Adresse veröffentlicht: 
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/funding/2014/index_en.php. 
Den für eine Finanzhilfe ausgewählten Antragstellern wird eine EU-Finanzhilfevereinbarung bzw. ein EU-Finanzhilfebeschluss übermittelt. Antragsteller, deren Antrag abgelehnt wurde, werden schriftlich darüber informiert. Die Anträge werden nicht an die Antragsteller zurückgesendet. 
Checkliste: vom Antragsteller vorzulegende Unterlagen:

1.
Vollständig ausgefülltes elektronisches Antragsformular (eForm);

2. 
vollständig ausgefülltes Formular für den Finanzplan (dem eForm als Anhang beizufügen);

3.
unterzeichnete ehrenwörtliche Erklärung (dem eForm als Anhang beizufügen);

4. 
vollständig ausgefülltes Formular „Rechtsträger“ (siehe http://ec.europa.eu/budget/contracts_grants/info_contracts/legal_entities/legal_entities_de.cfm; dem eForm als Anhang beizufügen)

5.
Formular „Finanzangaben“ (siehe http://ec.europa.eu/budget/library/contracts_grants/info_contracts/financial_id/fich_sign_ba_gb_de.pdf; dem eForm als Anhang beizufügen)
Anhänge:
1.
Leitlinien – Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen „Strukturförderung für europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), und für Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene“

2.
Antragsformular (Muster; eForm unter folgender Adresse verfügbar: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php );

3.
Formular für den Finanzplan (Muster); 

4.
Partnerschaftsrahmenbeschluss und Beschluss über die Gewährung spezifischer jährlicher Finanzhilfen (Muster; werden ab Januar 2014 auf der Website der EACEA verfügbar sein); Partnerschaftsrahmenvereinbarung und jährliche Einzelvereinbarung (Muster; siehe http://www.cc.cec/budg/imp/grants/imp-090_014_agreement_en.html)

* * * * * * * * * * * * * * * *
� Vorbehaltlich der Annahme des Beschlusses der Kommission über die erneute Einrichtung der Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur für den Zeitraum 2014-2020.





